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Bundesweit wurden im öffentlichen Rettungsdienst im Zeitraum 2016/17 jährlich rund 13,9 Millionen 

Einsätze mit insgesamt 16,4 Millionen Einsatzfahrten durchgeführt. Beim Einsatzfahrtaufkommen 

wurden rund drei von fünf Einsatzfahrten mit Sonderrechten auf Anfahrt durchgeführt. Dies entspricht 

bundesweit jährlich 9,67 Mio. Einsatzfahrten unter Sonderrechten auf Anfahrt1.  Laut KBA sind 21.816 

Krankenkraftwagen und Notarzteinsatzfahrzeuge am 01.01.2021 zugelassen gewesen, das 

entspricht einem rechnerischen Durchschnitt von 443 Einsatzfahrten je Fahrzeug pro Jahr. 

Hierbei kommt es auch zu zahlreichen Unfällen unter Sonderrechten, sogar mit Personenschaden. 

Hierfür existieren keine verlässlichen oder flächendeckenden Statistiken. Laut einer Studie entstehen 

45,6 % der Unfälle in Kreuzungssituationen2. Die letztmalig erhobenen Daten zeigen ein vierfach 

erhöhtes Risiko während einer Sonderrechtsfahrt in einen Verkehrsunfall mit Personenschaden3 

verwickelt zu werden.  

Da es bisher keine verlässliche Datenbasis gibt, ist eine Forderung daher die Erstellung einer 

polizeilichen Unfallstatistik für Unfälle mit Einsatzfahrzeugen, mindestens differenziert nach 

Unfällen, die mit und ohne Inanspruchnahme von blauem Blinklicht, Einsatzhorn und Sonderrechten 

durchgeführt worden sind und natürlich mit und ohne Personenschäden.  

In den letzten Jahren sind bei anderen Fahrzeugen im Straßenverkehr mehrere für Einsatzfahrten 

relevante Veränderungen zu beobachten: 

- Die Schallisolierung insbesondere in PKW ist deutlich hochwertiger geworden. Dies 

führt dazu, dass die akustische Wahrnehmbarkeit von Einsatzfahrzeugen abnimmt – 

Einsatzfahrzeuge werden schlechter gehört und nur noch / verstärkt über die optischen 

Warnsysteme wahrgenommen.  

- Immer mehr Fahrzeuge werden in den Fahrzeugklassen SUV oder Geländewagen 

zugelassen4.  Die erhöhte Sitzposition führt dazu, dass gerichtete Kennleuchten auf 

„PKW-Außenspiegelhöhe“ nicht immer wahrgenommen werden können. 

- Moderne Scheinwerfersysteme wie Xenon- oder LED-Lichtsysteme verbreiten sich im 

allgemeinen Fahrzeugverkehr immer weiter. Die Helligkeit dieser Systeme ist deutlich 

höher als bei früheren Halogen-Scheinwerfern. Die besondere Auffälligkeit blauer 

Blinkleuchten sinkt durch die geringere Helligkeitsdifferenz und führt damit zu einer 

schlechteren Wahrnehmbarkeit / Auffälligkeit. 

 

 

 

 
1 Quelle: https://www.bast.de/DE/Publikationen/Berichte/unterreihe-m/2020-2019/m290.html abgerufen am 15.03.2022 
2 Quelle: https://publichealth.jmir.org/2021/11/e25897/ abgerufen am 15.03.2022 
3 UNTERKOFLER, M.; SCHMIEDEL, R. (1995): Verbesserung der Sicherheit bei Sondersignaleinsätzen: Info 34/95. Bergisch-Gladbach: Bundesanstalt für Straßenwesen (BASt) 
4 Aus: 

https://www.kba.de/SharedDocs/Downloads/DE/Statistik/Fahrzeuge/FZ12/fz12_2021.xlsx;jsessionid=DF7E1BE7477D321C7EA697B95984D654.live21322?__blob=publicationFile

&v=4 SUV +14,1% Geländewagen +6,9%, abgerufen am 15.03.2021 

mailto:Ref-StV22@bmdv.bund.de
https://www.bast.de/DE/Publikationen/Berichte/unterreihe-m/2020-2019/m290.html
https://publichealth.jmir.org/2021/11/e25897/
https://www.kba.de/SharedDocs/Downloads/DE/Statistik/Fahrzeuge/FZ12/fz12_2021.xlsx;jsessionid=DF7E1BE7477D321C7EA697B95984D654.live21322?__blob=publicationFile&v=4
https://www.kba.de/SharedDocs/Downloads/DE/Statistik/Fahrzeuge/FZ12/fz12_2021.xlsx;jsessionid=DF7E1BE7477D321C7EA697B95984D654.live21322?__blob=publicationFile&v=4


Grundsätzlich werden Fahrten mit blauem Blinklicht und Einsatzhorn immer in einem Spagat zwischen 

„schnell“ und „sicher“ durchgeführt. Bei nicht angemessener technischer Ausstattung kann dieses 

zwei Konsequenzen zu Folge haben: 

1. Es werden Unfälle mit Sachschäden, Verletzten und Toten in Kauf genommen, wenn 

Einsatzfahrzeuge nicht oder nicht rechtzeitig wahrgenommen werden 

2. zur Risikominimierung werden Einsatzfahrten bei schlechter Wahrnehmbarkeit langsamer 

durchgeführt. Dieses kann aufgrund des Zeitverlustes u.a. zu schweren gesundheitlichen 

Schäden bis hin zum Tod bei Notfallpatienten führen 

Es ist daher essentiell wichtig, dass Sonderrechtsfahrten (Fahrten unter Inanspruchnahme von §§ 35, 

38 StVO) möglichst „sicher“ sind. Dazu gehört als wesentlicher und unverzichtbarer Bestandteil auch 

eine angemessene Ausrüstung der Einsatzfahrzeuge mit blauem Blinklicht um Unfallrisiken zu 

minimieren. §3 Produktsicherheitsgesetz fordert, dass Produkte bei bestimmungsgemäßer oder 

vorhersehbarer Verwendung die Sicherheit und Gesundheit von Personen nicht gefährden. 

In anderen europäischen Ländern erfolgt aus den o.g. Gründen eine verstärkte Ausrüstung mit 

entsprechenden Sonderleuchten, um eine frühzeitige Erkennbarkeit und damit eine sichere 

Einsatzfahrt zu ermöglichen. Meldungen oder belastbare Daten zu vermeintlichen Blendgefahren 

liegen ausdrücklich nicht vor.  

In der aktualisierten Ausgabe der DIN EN 1789:2020 (Rettungsdienstfahrzeuge und deren Ausrüstung 

— Krankenkraftwagen) ist im europäischen Konsens beschlossen worden, dass 

Krankenkraftwagentypen B und C (Notfallkrankenwagen und Rettungswagen) mit zusätzlichen 

Warnlampen vorne, an den Seiten des Fahrzeugs (vordere und hintere Ecke) und hinten ausgerüstet 

werden sollen, um „die Verkehrssicherheit und hohe Sichtbarkeit bei starkem Verkehr sicherzustellen“ 

(Abschnitt 4.2.5.2).  Diese Leuchten sind in der bisherigen Fassung der StVZO nicht zulässig und 

gehören mit aufgenommen. 

Weiterhin ist zu betrachten, dass es sich bei mit blauem Blinklicht ausgestatteten Fahrzeugen im 

Regelfall um Arbeitsplätze handelt. Die Vorgaben der Arbeitsschutz-Rahmenrichtlinie (89/391/EWG) 

sowie Arbeitsschutzprinzipien und -erkenntnisse aus z.B. der Arbeitsstättenverordnung sind ebenfalls 

zu beachten. Auch aus dieser Perspektive ist eine „sichere“ Ausgestaltung des Arbeitsmittels 

„Einsatzfahrzeug“ notwendig, um den Beschäftigten eine risikoarme Tätigkeit im öffentlichen 

Straßenverkehr zu ermöglichen.  

Bei der sicheren Gestaltung von Fahrzeugen ist vor allem auch der Stand der Technik zu 

berücksichtigen. Die Anforderungen der aktuellen StVZO bleiben hinter diesem zurück und 

verhindern, dass ein Arbeitgeber seinen Verpflichtungen bei der Auswahl von Arbeitsmitteln gemäß 

Betriebssicherheitsverordnung (BetrSichV) und der Richtlinie über Mindestvorschriften für die 

Sicherheit und den Gesundheitsschutz bei der Benutzung von Arbeitsmitteln (2009/104/EG., u.a. 

Anhang I, Abs. 2.11), nachkommen kann. 

Sie haben zuletzt im Rahmen der 55. Änderung der Straßenverkehrs-Zulassungs-Ordnung den § 52 

auf Wunsch der Länder geändert. Diese Änderungen führen zu massiven Problemen in der Zulassung 

von Einsatzfahrzeugen mit blauem Blinklicht, insbesondere in einer betriebssicheren Ausgestaltung. 

Wir möchten zunächst in erster Priorität vorschlagen, dass die alten Formulierungen im jetzt neuen § 

58 StVZO wieder zur Anwendung kommen. Da es sich bei blauem Blinklicht nicht um Tuningaspekte, 

sondern um Sicherheitsmerkmale handelt, erscheint angesichts des oben geschilderten, erhöhten 

Unfallrisikos der Begriff „Übersignalisierung“ irreführend, entsprechende Änderungen sollten zurück 

genommen werden.  

Neben höheren Fahrgeschwindigkeiten, deutlich höherer Verkehrsdichte und zahlreichen 

Ablenkungsmöglichkeiten wie Smartphones etc. hat sich auch die Fahrzeugtechnik erheblich 

verändert. Während in den 1970er Jahren in Fahrzeugen überwiegend ohne Klimaanlage oft mit 

geöffnetem Seiten- oder Dachfenster gefahren wurde, sind heute Fahrzeuge, auch LKW, mittlerweile 

hervorragend Schallisoliert. Bei geschlossenem Fenster sind Einsatzfahrzeuge akustisch nicht 

frühzeitig wahrnehmbar. Weiterhin bewegen sich akustische Warneinrichtungen (Einsatzhorn) immer 

in einem Grundkonflikt: Sie müssen eine gewisse Lautstärke aufweisen um mit (motorisierten) 



Verkehrsteilnehmern zu „kommunizieren“, dürfen dabei jedoch nicht zu laut für die Insassen des 

Einsatzfahrzeugs (Stichwort: Lärmschutz) sein – auch für Fußgänger und Radfahrer sowie natürlich 

unbeteiligte Anwohner ist ein angemessener, aber wirksamer Lärmpegel anzustreben. 

Notwendig und auch überfällig ist die Erstellung von wissenschaftlichen Grundlagen für 

Einsatzfahrzeuge, dazu gehören: 

- Lichttechnik mit Farben – ist blau wirklich die einzige mögliche Lichtfarbe? 

- Prüfung blinkender Zusatzscheinwerfer mit Fernwirkung, wie beispielsweise in 

Skandinavien seit Jahrzehnten verbreitet 

- Betrachtung von Nah- und Fernwirkungsbereichen 

- Situationsbetrachtung von Kreuzungsbereichen, vorausfahrende Verkehrsteilnehmer, 

hinterherfahrende Verkehrsteilnehmer 

- Betrachtung Fahr- und Standbetrieb, ggf. auch teilweise Beleuchtung (z.B. 

ausschließlich rückwärtige Absicherung bei Einsatz auf Straßen mit 

Richtungsfahrbahnen) 

- Tag- und Nachtbetrieb (in der ECE R65 bereits vorgesehen) 

- Akustische Warntechnik mit Frequenzen, Schallpegel, Wirksamkeit, Prüfung anderer 

Tonfolgen auf Wirksamkeit und Effektivität 

- Erkennbarkeit und Einheitlichkeit von Einsatzfahrzeugen mit u.a. reflektierenden und 

fluoreszierenden Farben 

- Weitere Warntechnik für andere Verkehrsteilnehmer, z.B. aktive Anzeigen im 

Fahrzeugsystem anderer Verkehrsteilnehmer mit Hinweis auf herannahende 

Einsatzfahrzeuge 

- Prüfung von verkehrsbeeinflussenden Maßnahmen wie Etablierung einheitlicher 

Ampelvorrangschaltungen, hier gibt es bisher nur vereinzelt lokale Versuche 

- Klärung des Umgangs mit autonomen Fahrzeugen 

Ergänzt haben wir die Entwurfsfassung um Ergänzungsvorschläge außerhalb der Diskussionen zur 

Technischen Richtlinie „geometrische Sichtbarkeit“, die zur zeitgemäßen Überarbeitung mit 

aufgenommen gehören: 

- Einsatzfahrzeuge verfügen oft über Arbeitsscheinwerfer5, die als Umfeldbeleuchtung 

vorgesehen sind. Diese sollen und müssen auch zur Auffindung von Einsatzstellen, z.B. 

zur Hausnummernsuche nutzbar sein. Suchscheinwerfer nach § 58 Abs. 4 Nr. 8 sind 

hierfür nicht praktikabel (Blendung im Fahrerhaus, verstellbare / fernbedienbare 

Lösungen sind zu langsam), zudem ist die Stückzahl auf 1 limitiert. 

- Rückwärtige Arbeitsscheinwerfer6 können als zusätzliche Rückfahrscheinwerfer genutzt 

werden 

- Klarstellung, dass auch alle Fahrzeuge nach § 58 (1) mit fluoreszierenden und 

retroreflektierenden Materialien ausgerüstet werden dürfen. Hierfür sind bisher 16 

unterschiedliche Ausnahmegenehmigungen der Länder erforderlich.  

- Aufnahme der Zulässigkeit der Nutzung von Warnblinkanlagen in Einsatzsituationen, 

um den anderen Verkehrsteilnehmern die besondere Gefahr anzuzeigen, die das 

Einsatzfahrzeug im Augenblick für die anderen Verkehrsteilnehmern darstellt 

 
5 Beispiel: Ausnahmegenehmigung Bayerisches Staatsministerium für Inneres und Verkehr vom 04.07.2016, AZ: 

IC1-0272.07-14 
6 Beispiel: Erlass des Hessischen Ministerium für Soziales und Integration vom 29.11.2022, AZ: V6A-18r1100-

0003/2007/009 



- Es besteht die Notwendigkeit für grüne und rote Kennleuchten in Parksituationen an 

insbesondere größeren Einsatzstellen für besondere Funktionen (länderspezifisch 

unterschiedlich: Einsatzleitung Feuerwehr, Einsatzleitung Rettungsdienst, 

Atemschutzüberwachung etc.) zur einfachen Erkennbarkeit durch Einsatzkräfte zu 

nutzen. Eine Nutzbarkeit während der Fahrt kann jedoch ausgeschlossen werden. 

- Ergänzende Fahrtrichtungsanzeiger (oben angebaut), nach vorne und nach hinten 

wirkend können die Sicherheit erhöhen, in dem das Einsatzfahrzeug seine gewünschte 

Fahrtrichtung besser und eindeutiger kommunizieren kann. 

- Von außen sichtbare, ggf beleuchtete Schilder (ähnlich Signalgeber), beispielsweise für 

Funkrufnamen oder Sonderfunktionen. Dieses kann die Leuchte nach § 58 Abs. 4 Nr. 1 

ersetzen. 

- In § 58 (4) ist die Anerkennung im Fahrzeugschein als Krankenkraftwagen gefordert. 

Dieser Begriff bezieht sich noch auf die alte, nationale Zulassungsart „SO. KFZ 

Krankenkraftwagen“. Diese Zulassungsart wird ersetzt7 durch die europäische 

Zulassungsklasse „M1 SC“. Es ist unklar, ob hier eine begriffliche Anpassung 

erforderlich ist 

- Aus unserer Sicht ist die Notwendigkeit des „Arztschildes“ in § 58 Abs. 4 Nr. 2 unklar. 

Dieser Passus könnte gestrichen werden, da keine Erwähnung in §§ 35 / 38 StVO 

erfolgt. 

Unklar sind bisher die Anforderungen des Halbsatzes „falls sie als solche außen deutlich sichtbar 

gekennzeichnet sind“ in § 58 (1) StVZO. Diese gehören konkretisiert, z.B. in der Technischen 

Richtlinie zur Geometrischen Sichtbarkeit, damit es nicht zu 16 unterschiedlichen, individuellen 

Auslegungen der Bundesländer kommt. 

 

Berlin, 17.08.2023 

 

Über die BAND e.V. 

Die Bundesvereinigung der Arbeitsgemeinschaften der Notärzte Deutschlands (BAND) e.V. ist die Dachorganisation der 12 deutschen 

Notarztarbeitsgemeinschaften. Satzungsgemäß wahrt sie die überregionalen Interessen aller Mitgliedsarbeitsgemeinschaften als deren 

einheitliche berufspolitische Vertretung in der Notfallmedizin, koordiniert die Aktivitäten der Mitgliedsarbeitsgemeinschaften, wirkt auf eine 

kontinuierliche Verbesserung der notfallmedizinischen Versorgung der Bevölkerung und eine bundesweit einheitliche Qualifikation der 

Notärzte hin und leistet die zentrale Öffentlichkeitsarbeit in der Notfallmedizin für alle Mitgliedsarbeitsgemeinschaften. Insgesamt vertritt sie 

so die Interessen der über 12.000 Notärztinnen und Notärzten, die Mitglieder in den Arbeitsgemeinschaften sind. Weitere Informationen 

erhalten Sie im Internet unter www.band-online.de. 

 
7 Siehe: 32. KBA-Bekanntmachung zur Fahrzeugsystematik (SV 1) 


